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Beschluss

Vielfalt sichern – Medienstaatsvertrag sichern!

Bereits 2016 forderte die AfD in zehn Landtagen die Kündigung der Medienstaatsverträ-

ge, dasselbe wiederholte sie später im Jahr 2022. Die Position der AfD ist seit langem klar.

In ihrem Bundestagswahlprogramm von 2021 beschreibt sie ihr Ziel: „Am Ende soll ein stark

reduzierter Anbieter stehen, der ca. ein Zehntel es bisherigen Umfangs haben soll. Dieser

„Grundfunk“ hat nur die Aufgabe, die Bürger flächendeckend mit neutralen Inhalten aus den

Sparten Information, Kultur und Bildung zu versorgen“.

Nicht erst, wenn die AfD an einer Regierung beteiligt ist, bzw. diese stellt, ist mit solchen re-

levanten Veränderungen zu rechnen. Es ist leider nicht auszuschließen, dass die AfD bereit ist,

eine Ministerpräsidentin oder Ministerpräsidenten einer anderen Partei zu tolerieren im Ge-

genzug zu diversen Zugeständnissen. Bei der derzeitigen Rechtslage kann ein Ministerpräsi-

dent oder – präsidentin denMedienstaatsvertrag ohne Beteiligung des Parlamentes kündigen.

Dagegen kann das Parlament nicht intervenieren.

Umzukünftig ein vielfältigesMedienangebotmit Information, Kultur undUnterhaltung sicher-

zustellen, ist eine Verfassungsänderung notwendig. Wenn man nicht möchte, dass ein Minis-

terpräsident oder – präsidentin einfach und ohne Zustimmung des Parlaments kündigen kann,

muss dies in der Landesverfassung verankert werden.

Wir fordern die SPD-Landtagsfraktion auf, sich noch in dieser Legislaturperiode für eine Ände-

rung der Verfassung einzusetzen, die festschreibt, dass nicht nur der Abschluss, sondern auch

die Kündigung von Staatsverträgen nur auf Beschluss einer parlamentarischenMehrheit mög-

lich ist.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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